
UD 115ltZder Benagen zu den Stenograpmschen Protokollen 
des Nationalrates xvm. Gesetzgebungsperiode 

No. _ ... ~ .. Y.. . .1 A 
Präs.: 11. NOV. 1993 

" .......................... ". 
A n t rag 

der Abgeordneten Ingrid Tichy-Schreder, Dr. Kurt Heindl 

und Kollegen 

betreffend ein Bundesgeset~ vom ••••••••••• 11 .......... , 

dem das Bergbauförderungsg ••• tz 1979 geändert wird 
mit 

Der ö.terreiohisChe Bergbau hat nach wie vor für die Ver­
sorgung der heimisohen Wirtsohaft mit mineralisohen Roh- und 

Grundstoffen groBe Bedeutung. Gegenwärtig kann über ein Vier­
tel des Bedarfes an minarali&chen Roh- und Grundstoffen bei 

durchschni ttlicher Betrachtung und Außerachtlassung der vor­
nehmlich in der Bauwirtschaft vArwandeten mineralischen Roh· 
stoffe aus inländischen Quellen gedeckt werden. Di~ ~on der 
Sauwirtschaft benötigten mineralischen Rohstof~e stammen zu 
über 90 t aus inländischen Vorkommen. 

SChwierigkeiten fOr den österreiOhisOhen Bergbau ergaben sich 
vor allem durch den weltweiten Preisverfall bei mineralischen 

Rohstof fen als Folge einer wel twei tan Überproduktion, damit 
verbundenen AbsatzsChwierigkeiten, des jüngsten Konjunk­
tureinbruchs und der schwachen Notierung dea Dollars. Insbe­
sondere für den Steine- und Erdenbergbau entstanden zusätz­
lich PrObleme durch die Öffnung der Ostgrenzen. Durch diese 
Gegebenheiten geriet eine größere Anzahl von Bergbaubetrieben 
in Europa in wirtschaftliche Bedrängnis. In Österreich waren 
davon vor allem Betriebe dei! Eisenerzbergbaus, des Buntme­
tallerzbergbaus, des Wolfremerzbergbau!! und des Braunkohlen­
bergbaus betroffen. Im Bereich des Eisenerzbergbau$ gibt es 
nur noch zwei Bergbaubetriebe mit erheblich eingesohränkter 
Förderung. Im Bergbaubereich Buntmetallerze wird es demnächst 
keine Bergbaubetriebe mehr geben. Beim Wolframerzbergbeu kam 
es zur vorübergehenden Einstellung der Gewinnung und im Be­
reich ~raunkohlenbergba.u werden künftig nur noch zwei Be­

triebe eine Förderung erbringen. 
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Zur Sicherung de. Bestandes dar verbleibenden Bergbaubetr1ebe 
und für die infolge notwendiger umfangreiCher Sidherungs- und 
RekultivierungemaSnahmen sieh über mehrera Jahre erstrecken­
den Stillegungen 'Jon BergbaubQ.trieben werdan erhebliche t1-

nanzielle Mittel erforderlich sain, die von den Bergbautrei­
banden nicht zur Gänze aufgebraoht werden können, sodaS die 
Gewährung von Mitteln aus der B.rgbauf~rdlilrung notwendig sein 
wird. AuSerdem muS weiterhin gewährlei.tQt sein, daß aUCh ftir 
die Suche nach minera1isonenRohstoffen sowie für die Er­

schließung und Untersuchung neu aufg.fundono~ vorkommen Mit­
tel im Rahmen der Bergbauförderung bareitge~tellt werden. 
Dies ist für die Aufrechterhaltung der Versorgungs8icherheit 

österreichs hinsiohtlich mineralischer ROhstoffe und dia Si­
cherung von Arbeitsplätzen beim Bergbau notwendig, da .ich 

bei fortechrei tendem Abbau der Vorkommen mineralischer Roh­
stoffe zwangsbedingt auch die bekannten Vorräte vermindern. 
Es ist unbedingt erforderlich, die Vorkommen mineraliaoher 

Rohstoffe in österreich möglichst lückenlos zu erfassen und 
ihre Zugänglichkeit sicherzustellen. Infolge der zunehmenden 

Verbauung nooh freier Geländeteile können derartige Suohtä­

tigkeiten nicht weiter aufgeschohen werden. 

Die dargelegten Gegebenheiten machen es notwendig, die Gel­
tungsdauar des Ende des Jahres auslaufenden Ber gbauf6rde­

rungsgesetzes 1979 zu verlängern. 

Die Zustindigkeit des Sundes zur Erlassung der Novelle stützt 
sich grundsätzlich au~ den Kompetenztatbestartd "Bergwesen" 

des Art.lO Abs. 1 Z 10 B-VG und den Art.17 B-VG. 

Die No~el1e wird keine Erhöhung des Sachaufwandes zur Folge 
haben. und auOh Keine vermehrung des Personalstandes erfor­
dern. 

Regelungen betretfend .. staatliche Beih:Ufen lt finden sieh im 
ECKS-Vertrag und im BWG-Vertrag. Für die Bergbauförderung für 
Betrieb. des Bisenerzbergbaus käme der BGXS-Vertrag in Be-
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traoht, für die Bergbaubetriebe der anderen !5ergbaubereiche 
der iWG .. Vertrag. Naoh Art.4 1i t. c ~as BGICS-Vertrages sind 
Bwar "staatliche Beihilfen" grundsätzlich verboten, dooh er­
laubt die BG-KommisSion in st!ndiger Praxis einschlägige FOr­
derungen durch EinzelantsOheidungen, die direkt oder indirekt 
auf Art.95 des EGKS-Vertrags (vertragsergänzungsverfahren ) 
gestUtzt werden (siehe beispiels"'.ise aus jüngerer zeit die 
Entscheidungen 93/429/EGKS vom 18. Mai 199:3, 93/2!59/BGKS vom 
24. März 1993, 93/l994/EGKS qom 24. Februar 1993, betreffend 
den Steinkohlenbargbau Frankreiohs, der Bundesrepub11k 
Deutschland und Belgiens). "Staatlio'he Beihilfen" nach dem 
EWG-Vertrag sind nach Art. 92 ff des EWG-Vertrages genehmi­
gungspflichtig. tJie EG-Kommiasion ist dabei grundsätzlioh be .. 
rechtigt, auch mehrjährige Programme zu genehmigen. 

österreich hat bei der Runde der Beitrittsverhandlungen am 
23. April 1993 sein Interesse angemeldet, dia auf dem gelten­
den österreichischGn Bergbauförclerungsgeaetz 1979 basierende 
5ergbauförderung in bestehendem Umfatl.g weiterführen zu wOl­
len: österreich wisse zwar ~m die Genehmigungepraxis der Kom­
mission, doch bestehe sowohl ein reohtliches wie politisches 
Interesse, den rechtlichen Rahmen der Bergbauförderung schon 
bai den Beitrittsverhandlungen abzuklären. nie EG-I(ommisaion 
hat grundsätzliches Verständnis für aas österreiohililche An .. 

liegen naoh einer rechtlich einwandfreien Absicherung einer 
fortlaufenden 8ergbauf~rderung in österreich signalisiert und 
den Vorschlag in die Diskussion gebracht, diesen Bereich 
durch einen eigenen Artikel im Bei tri ttsvertrag abzudecken. 
Nach Beratungen und Abstimmungen mit den betroffenen Stellen 
in Österreich wurde ein bez'Ogliohes Hintergrundpapier er­

stellt, das die wirtschaftliohen und rechtlichen Rahmenbedin­
gungen hinSiohtlich der österreichischen Bergbaubetriebe 
8kizziert, die Zweckmäßigkeit der Forteetzung der öster­
t'eichisohen Bergbauförderung beg rUndet und. einen Vorschlag 
für eine Übergangsregelung enthält. Dieser Vorschlag sieht 
vor, daß österreich im Falle einer BO-Mitgliedschaft biS ein~ 

632/A XVIII. GP - Initiativantrag  (gescanntes Original) 3 von 5

www.parlament.gv.at



- 4 -

8chließlich 2002 - zu diesam Zeitpunkt läuft der EGKS-Vertrag 
aua - ungeachtet der vorstehend genannten Vertrag.bestimmun­
gen berechtigt ist, B.1~11fan nach Maßgabe d •• Bergbautörde­
rung.ge.etzea 1979 in der derzeit aeltenden Fassung bis zur 
Höhe von j ä~rlich insgesamt 22 Mio BCU für die vom Berg­
bauförderungsgesetz 1979 erfaBten Bergbauberechtigten in 

österreich zur Auszahlung zu bringen. Die tatsachlich gewähr~ 
ten Beihilfen wäron der EG-I<ommissicn jeweils bis zum 30. 

Juni des Folgejahr •• mitzuteilen. Das H1ntergrundpapler wurde 
bereits den BQ-Stellen in BrülSilsel zugeleitet und soll dem­
nächst mit der österreicnlsohen OQlegation erörtert werden. 

Regelungen betreffend "staatliche Beihilfen" f1n<1an sich auch 
!m EWR; dort unterliegen jene staatlichen Beihilfen, die in 

den Europäischen Gemeinschaften vom Regime das EGKS-Vertrages 
erfaBt werden, dem einheitlichen Regime der ~rt. 61 ff des 

EWR-Vertrages, die vom System und Wortlaut har den Art.92 ff 
des EWG-Vertrages nachgebildet sind. Für die Genehmigung die­
ser staat11chen Beihilfen nach dem EWR-Ve~trag ist die EFTA­
Oberwachungsbehörde zuständig. Da die EG-J(olMli •• ion und die 
l!:f'TA-Oberwachungsbeh8rde zusammenarbeiten, um eine ein­
heitliche Oberwachung der staatliohen Beihilfen im gesamten 

räumlichen Geltungsbereich des EHR-Vertrages sioherzustellen, 
wird auch dia EFTA-Oberwachungsbehörde jene Berg­
bauförderungen nach Art und umfang genehmigen, die der 
langj.hrigan Gan.hmj,gungspra~ie der SO-Kommission im Bereich 
des EGKS- und des ENG-Vertrages entsprechen. 

In Anbetracht, daß das Bergbauförderungsgesetz 1979 ohne Ver­
längerung seiner Geltungsdauer mi t Jahresende auslaufen 
wurde, wird vorgeschlagen, die Geltungsdauer dieses Geset~e5 
vorerst bis zum 31. De~ember 1995 zu verlängern. 

Oie unterzeiohneten Abgeordneten stellen daher den 
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A n t rag : 

Der Nationalrat wolle beschlie8en: 

Bundesgesetz vom , mit dem das eergbauförde-
rungsgesetz 1979 geindert wir4. 

Per Nationalrat hat beachlossen. 

Artikel I 

Das Bergbauförderungsgesetz 1979, 8GB1. Nr. 137, in der 
Fassung der Bundesgesetze BGBl.Nr. 636/1982 und 605/1988 wird 
wie folgt geändert: 

i 18 Abs. 1 lautet: 
"6 18. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. ü~nner 1979 in 

Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 1995 außer Kraft." 

Artikel II 

Mit der Vollziahung die.es Bundesgesetzes ist de~ Bun~ •• -
minister für wirtschaftliche Angelegenheiten im !invernehmen 
mit dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 
und dem Bundesminister für Finan2en betraut. 

In formeller Hinsieht wolle aie.ar Antrag unter Verzicht auf 
die erste Lesung dem HandelsausschuB zugewiesen werden. 
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